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Schüsse an Dortmunder Berufskolleg – was ist bisher bekannt? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am Dortmunder Karl-Schiller-Berufskolleg hat es laut Pressemeldungen am Montagmorgen, 
27. Oktober 2025, eine Schussabgabe sowie den Einsatz von Pfefferspray im Rahmen eines 
Streits unter Schülern gegeben. Eine Gruppe von ca. 10 Personen soll demnach aneinander-
geraten sein. Die Polizei fahndet offenbar nach einer flüchtigen Person und habe die Tatwaffe 
sicherstellen können. 
 
Derartige Vorfälle häufen sich seit einiger Zeit, insbesondere an sogenannten Brennpunkten 
und Schulstandorten mit besonders schlechtem Sozialindex, von denen insbesondere das 
Ruhrgebiet eine größere Menge aufweist. Eine Besserung der Lage scheint derzeit nicht in 
Sicht zu sein, auch wenn das Bildungsministerium regelmäßig auf bereits laufende Maßnah-
men zur Gewaltprävention und Gefahrenabwehr hinweist. Es ist daher von großer Relevanz, 
möglichst schnell und ausgiebig Klarheit über Gewaltdelikte im Schulalltag zu schaffen. 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 6695 mit Schreiben vom 29. Dezember 2025 
namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und der Ministerin 
für Schule und Bildung beantwortet. 
 
 
1. Welchen Aufenthaltsstatus haben die am Vorfall beteiligten Personen? 
 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Dortmund hat mir hierzu unter dem 24.11.2025 im Wesent-
lichen berichtet, der Tatverdächtige und der Geschädigte seien bisher unbekannt geblieben. 
 
 
2. Wie lauten die Vornamen der beteiligten Personen? 
 
Auf die Antwort auf Frage 1 wird Bezug genommen. 
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3. Lagen gegen beteiligte Personen bereits im Vorfeld Strafen, Ermittlungen oder 
Vorkenntnisse über drohende Gewaltanwendung vor? 

 
Im Vorfeld lagen der Polizei Nordrhein-Westfalen keine Hinweise auf eine drohende Gewalt-
anwendung vor. Im Übrigen wird auf die Antwort auf Frage 1 Bezug genommen.  
 
 
4. Welche Konsequenzen zieht die Landesregierung aus solchen Vorfällen? 
 
5. Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung, um die Zunahme von Gewaltta-

ten an den Schulen Nordrhein-Westfalens zu bekämpfen? 
 
Die Fragen 4 und 5 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet.  
 
Der Vorfall in Dortmund ereignete sich nicht im schulischen Kontext, sondern lediglich an der 
Schule. Es handelte sich um einen Konflikt Unbekannter, der sich zunächst vor dem Berufs-
kolleg abspielte und sich dann in den Eingangsbereich des Schulgebäudes verlagerte. 
 
Schulen haben die Möglichkeit, in Abstimmung mit dem Schulträger, in dessen Verantwor-
tungsbereich die sächliche Ausstattung der Schulen fällt, entsprechende räumliche oder per-
sonelle Maßnahmen zum Schutz des Schulgeländes zu ergreifen. Schulen sind öffentliche 
Orte. Es ist nicht vollständig zu verhindern, dass diese auch von Schulfremden in missbräuch-
licher Absicht betreten werden. 
 
Die Polizei Nordrhein-Westfalen analysiert kontinuierlich die Entwicklung der Jugendkriminali-
tät/Jugendgewalt an Schulen im Hellfeld, beteiligt sich an Studien zur Erforschung der Jugend-
kriminalität im Dunkelfeld, informiert Präventionsakteure über ihre Erkenntnisse, initiiert eigene 
Maßnahmen der Prävention von Jugendkriminalität/Jugendgewalt an Schulen und beteiligt 
sich an der Umsetzung von Präventionsmaßnahmen, Projekten und Programmen anderer im 
Themenkomplex agierender Akteure. 
 
Das jährliche Lagebild Jugendkriminalität Nordrhein-Westfalen – erstellt durch das Landeskri-
minalamt Nordrhein-Westfalen – informiert über aktuelle Entwicklungen der Jugendkriminali-
tät/Jugendgewalt, um auf dieser Grundlage geeignete Maßnahmen zu ergreifen.  
 
Aus Anlass der Fallzahlenanstiege im Bereich der Kinder- und Jugendkriminalität beauftragte 
die Landesregierung im Mai 2023 ein Forschungsprojekt zur Untersuchung dieser Entwicklung 
und ihrer Ursachen. Diese Studie ist von der Universität zu Köln (Prof. Dr. Clemens Kroneberg) 
in Zusammenarbeit mit der Kriminalistisch-Kriminologischen Forschungsstelle des Landeskri-
minalamtes Nordrhein-Westfalen durchgeführt worden. Sie liefert unter anderem Erkenntnisse 
zur Entwicklung der Kinder- und Jugenddelinquenz im Dunkelfeld und zu entsprechenden Ein-
flussfaktoren. Der Abschlussbericht der Studie ist im Rahmen der Sitzung des nordrhein-west-
fälischen Innenausschusses am 30.10.2025 vorgestellt und infolge veröffentlicht worden. Die 
Studie zeigt, dass sich Kinder und Jugendliche sowie Familien und Schulen gegenwärtig kom-
plexen Herausforderungen gegenübersehen, denen letztlich nur mit ressort- und professions-
übergreifenden Maßnahmen und gesamtgesellschaftlichen Bemühungen begegnet werden 
kann. Die Universität zu Köln und das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen leiten aus der 
Studie Handlungsempfehlungen ab, um der Kinder- und Jugenddelinquenz effektiv zu begeg-
nen. In welcher Form die Handlungsempfehlungen konkret umgesetzt und in die bestehenden 
Konzepte und Projekte aufgenommen werden können, wird derzeit durch das Landeskriminal-
amt Nordrhein-Westfalen geprüft. 
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Das Landeskriminalamt Nordrhein-Westfalen beteiligt sich zudem weiterhin an der Bund-Län-
der-Projektgruppe „Bundesweit steigende Fallzahlen im Bereich der Kinder- und Jugendkrimi-
nalität“, die auf Initiative der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder 
im Jahr 2023 eingerichtet wurde. 
 
Schulen stehen zahlreiche Maßnahmen und Unterstützungsangebote zur Verfügung, um jed-
weder Form von Gewalt im schulischen Kontext präventiv und interventiv zu begegnen. Hierzu 
zählt die konsequente Zusammenarbeit von Schule, Polizei, Jugendhilfe und Justiz. Auch ste-
hen den Schulen Beratungslehrkräfte, Fachkräfte für Schulsozialarbeit sowie Schulpsycholo-
ginnen und Schulpsychologen sowie zahlreiche Unterstützungsmaterialien und Programme 
aus den Bereichen der Gewaltprävention, der Demokratieförderung oder der Resilienzförde-
rung zur Verfügung. 
 
Eine umfängliche Übersicht über die konkreten Maßnahmen der Landesregierung wurde be-
reits im Rahmen der Antwort vom 26.05.2025 auf die Kleine Anfrage 5470 „Bedrohungslagen 
an nordrhein-westfälischen Schulen“ (LT-Drs. 18/14006) zur Verfügung gestellt. Auf diese 
Ausführungen wird verwiesen. 
 
Mit der aktuellen Kooperation „miteinander.stark.sicher – Gemeinsam für eine gewaltfreie 
Schule“, welche Innenminister Herbert Reul und Schulministerin Dorothee Feller am 
23.09.2025 vorstellten, verfolgen Schule und Polizei das gemeinsame Ziel Gewalt im Schul-
kontext vorzubeugen, Vertrauen in die Polizei zu stärken und Lehrkräfte im Umgang mit Ag-
gressionen und Auseinandersetzungen zu stärken. Das Konzept wird an 20 ausgewählten 
Schulen in Nordrhein-Westfalen pilotiert. Sowohl in Pausenzeiten als auch während spezieller 
Unterrichtseinheiten zum Thema „Gewaltprävention“ nimmt die Polizei aktiv Kontakt mit Schü-
lerinnen und Schülern sowie Lehrkräften auf und steht für Fragen und Gespräche zur Verfü-
gung. Dadurch wird ein vertrauensbildender Austausch zwischen Polizei, Schülerinnen und 
Schülern sowie Lehrkräften ermöglicht und gefördert. Dabei wird einerseits über Gewalt im 
schulischen Kontext aufgeklärt. Andererseits vermittelt die Polizei Nordrhein-Westfalen Hand-
lungsempfehlungen im Umgang mit Gewalt sowie Hinweise, wie Gewalteskalationen reduziert 
werden können. Im Fokus stehen dabei alle am Schulleben Beteiligten. 


